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das sonstige sogenannte Privatvermögen jedes einzel­
nen Gesellschafters. Fällt daher das Gesellschaftsver­
mögen fort, so verbleibt das andere Haftungsobjekt, 
nämlich das Privatvermögen jedes einzelnen Gesell­
schafters. Diese im Interesse der Kreditfähigkeit der 
OHG im § 128 HGB vorgeschriebene persönliche Haf­
tung kann aber nicht dadurch illusorisch gemacht wer­
den, daß der Inhalt der Verpflichtung des Gesellschaf­
ters mit der Maßgabe aus der Gesellschaftssphäre her 
bestimmt wird, daß bei deren Wegfall auch die per­
sönliche Haftung entfiele. Das würde der klaren, 
zwingenden Vorschrift des § 128 HGB widersprechen. 
Die Frage nach dem Wesen und dem Umfang der per­
sönlichen Haftung muß deshalb vielmehr aus dem 
Zweck dieser Vorschrift entnommen werden. Wie 
Hueck a. a. O. zutreffend ausführt, will das Gesetz die 
Befriedigung der Gläubiger möglichst erleichtern und 
sichern, es dient dem Schutz der Gläubiger und fördert 
zugleich die Kreditfähigkeit der OHG.

Was zur Stützung der bisherigen entgegengesetzten 
Rechtsansicht vorgebracht ist, hält einer erneuten 
Überprüfung auch nicht Stand. Zwar hat das frühere 
Reichsgericht in seiner Entscheidung vom 20. Mai 1935, 
abgedruckt in RGZ 148 S. 65 ff. und in JW 1935 S. 2622 
entschieden, daß, wenn es überhaupt an einem Schuld­
ner fehle, auch keine Forderung mehr bestehen könne, 
und damit zum Ausdruck gebracht, daß eine Forderung 
gegen einen gänzlich weggefallenen Schuldner nicht 
existieren könne, da kein Nachfolger vorhanden' sei. 
Dieser Ansicht wird man sich anschließen können, 
wenn die Entscheidung des früheren Reichsgerichts 
auch nicht klar erkennen läßt, ob die Begriffe von 
Schuld und Haftung, wie sie von Schwerin, in „Schuld 
und Haftung“ 1911, S. 6 ff. herausgearbeitet hat, 
nicht dabei verwischt sind. Im übrigen bezieht sich 
diese Entscheidung auf eine juristische Person. In 
den Entscheidungsgründen des früheren Reichsgerichts 
wird dann aber auf Seite 68 im 148. Bande noch er­
wähnt,

„richtig ist zwar die bei der Beratung des Republik­
schutzgesetzes von dem Staatssekretär Zweigert 
abgegebene Erklärung, daß die Gläubigeransprüche 
unberührt bleiben, soweit sie gegen die Vereins­
mitglieder persönlich oder gegen die Person et­
waiger Kontrahenten beständen . . . .“

Schon hieraus ist ersichtlich, daß der von dem frühe­
ren Reichsgericht aufgestelite Rechtssatz, daß eine 
Schuld durch gänzlichen Wegfall des Schuldners er­
lösche, sich keineswegs auf die Haftung der persön­
lich haftenden Gesellschafter einer OHG ohne weiteres 
ausdehnen läßt. Noch klarer kommt dies in der Ent­
scheidung des früheren Reichsgerichts im 153. Bd. S. 341 
zum Ausdruck, daß die Forderungen der bisherigen 
Gläubiger einer juristischen Person erlöschen, wenn 
deren Rechtspersönlichkeit durch Staatsakt vernichtet 
wird. Dabei wird noch ausdrücklich hinzugefügt, daß 
dies nur für diesen Fall ausgesprochen wird, und daß 
übernommene Bürgschaften für solche Schulden in­
folge Verschwindens der Schuldnerpersönlichkeit in 
Wegfall kommen. Die OHG ist aber keine juristische 
Person und die Haftung der Gesellschafter nach § 128 
HGB keine akzessorische Haftung, wie die Bürgschaft, 
die vom Bestand der Hauptschuld abhängig ist.

Aus dem Gesetz über die Gewährung von Entschädi­
gungen bei der Einziehung oder dem Übergang von 
Vermögen vom 9. Dezember 1937 (RGBl. 1937 I S. 1333) 
kann daher nicht aus der dort im § 5 getroffenen Be­
stimmung, daß mit der Einziehung des Vermögens die 
Forderungen auch insoweit als erloschen gelten, als sie 
gegen die Gesellschafter persönlich bestehen, ein solcher 
allgemeiner Rechtssatz abgeleitet werden, falls man 
dieser Bestimmung überhaupt eine rechtliche Bedeu­
tung beimessen wollte. Vielmehr handelt es sich um 
ein Spezialgesetz, das nicht als Rechtssatz bei der Ent­
eignung von Naziaktivisten oder Kriegsverbrechern 
aufgestellt werden kann. Denn entgegen der Regelung 
im § 5 des Entschädigungsgesetzes von 1937 enthalten 
weder die Befehle Nr. 124 und 126 noch der Befehl 
der SMAD Nr. 64 insbesondere die dazu ergangenen 
weiteren Verordnungen Nr. 1 und 3 eine ähnliche ge­
setzliche Bestimmung. Daraus muß der zwingende 
Schluß gezogen werden, daß eine so weitgehende Rege­
lung nicht beabsichtigt war.

Sie führt auch zu einem unbefriedigenden Ergebnis. 
Wird nämlich das Vermögen eines Einzeluntemehmers

enteignet, so geht man ohne weiteres davon aus, daß 
die persönlichen Forderungen gegen ihn weiter fort- 
bestehen, obgleich auch hier das Vermögen enteignet 
ist. Es ist kein vernünftiger Grund ersichtlich, weshalb 
bei der Enteignung der OHG, bei der alle Gesell­
schafter nach ausdrücklicher Gesetzesbestimmung den 
Gläubigern als Gesamtschuldner persönlich haften, 
diese Haftung erlöschen soll. Wenn demgegenüber die 
bisherige Rechtsprechung des Oberlandesgerichts meint, 
daß kein Grund ersichtlich sei,weshalb der Gesetzgeber 
mit der Strafmaßnahme der Enteignung der Betriebe 
die Gesellschafter einer OHG härter strafen sollte als 
etwa die Anteilseigner einer GmbH, und es nicht auf 
die oft zufällig gewählte Gesellschaftsform ankommen 
dürfe, so wird dabei übersehen, daß die Anteilseigner 
einer GmbH auch während des Bestehens der GmbH 
den Gläubigern der Gesellschaft überhaupt nicht per­
sönlich haften, und daß gerade die gewählte Gesell­
schaftsform über die rechtliche Haftung entscheidet. 
Hier wird eben doch der grundlegende Unterschied 
zwischen den Personal- und Kapitalgesellschaften ver­
kannt. Gerade die Rechtsnatur der OHG spricht für 
eine Fortdauer der Haftung der Gesellschafter auch 
beim Untergang der OHG. Denn diese genießt dank 
der unbeschränkten persönlichen Haftung ihrer Gesell­
schafter gewöhnlich ein höheres Kreditansehen als 
etwa eine kapitalsmäßig mit ihr vergleichbare GmbH.

Man wird sich auch nicht der Ansicht anschließen 
können, daß die reale Grundlage der Haftung der Ge­
sellschafter einer OHG überwiegend ihr Anteil am Ge­
sellschaftsvermögen ist. Mögen sich auch die wirtschaft­
lichen Grundlagen seit Erlaß des HGB grundlegend 
geändert haben, als durch die Inflation und Depression 
der Jahre nach 1918 in vielen Fällen das außer dem 
Anteil am Gesellschaftsvermögen vorhandene Privat­
vermögen stark zusammenschrumpfte, so hatten doch 
die Geschäftsleute durchaus das Bestreben, nicht ihr 
gesamtes Vermögen in die Gesellschaftssphäre zu brin­
gen, und zwar schon aus steuerrechtlichen Gründen. 
Es war daher in den meisten Fällen außer dem Anteil 
an Gesellschaftsvermögen noch Privatvermögen der 
Gesellschafter vorhanden und diente ebenfalls als Haf­
tungsgrundlage für die Gesellschaftsschulden.

Auch die Fassung des § 15 der Thür. Verordnung 
vom 18. Oktober 1946 (RegBl. für Thür. Teil I 1947 
S. 13), wonach die früheren Schulden infolge der ent­
schädigungslosen Enteignung von dem landeseigenen 
Betrieb nicht mit übernommen werden, schließt eine 
Fortdauer der Haftung, sofern eine solche gesetzlich, 
wie hier bei der OHG im § 128 HGB begründet ist, 
keineswegs aus. Jedenfalls kann aus dieser Bestim­
mung nicht das Gegenteil entnommen werden.

Die in der Direktive Nr. 57 des Kontrollrates ent­
haltenen Grundsätze, insbesondere in den Artikeln IV 
und V, wonach die Zonenbefehlshaber nach ihrem Er­
messen verlangen können, daß der Erwerber enteigne- 
ten Vermögens die Schulden ganz oder teilweise be­
zahlt oder übernimmt, gehen ganz offensichtlich von 
der Rechtsansicht aus, daß die Schulden enteigneter 
Vermögensträger durchaus weiter bestehen können. 
Jedenfalls bringen sie einen der bisherigen Recht­
sprechung des OLG entgegengesetzten Standpunkt zum 
Ausdruck und unterstützen die jetzt vertretene Auf­
fassung des Plenums. Freilich ist zuzugeben, daß es 
sich bei dieser Direktive nur um Anweisungen an 
Zonenbefehlshaber handelt und daß sie nur Fragen 
regelt, die sich aus Enteignungen auf Grund des Kon- 
trollratsgesetzes Nr. 10 und der Kontrollratsdirektive 
Nr. 38 ergeben, während es sich hier in den zur Ent­
scheidung stehenden Fällen um Enteignungen auf 
Grund der Befehle 124/126 der SMAD handelt.

Schließlich hat aber die bisherige Rechtsprechung 
nicht genügend beachtet und ist mit aus diesem Grunde 
zu einem unrichtigen Ergebnis gekommen, daß die 
Enteignung eine Strafmaßnahme ist und beabsichtigt, 
den aktiven Nationalsozialisten und Kriegsverbrechern 
die wirtschaftliche Grundlage ihrer Stellung endgültig 
zu entziehen und sie so wirtschaftlich zu entmachten. 
Es ist deshalb nicht einzusehen, weshalb die Gesell­
schafter einer enteigneten OHG nicht weiter persön­
lich haften sollen. Billigkeitsgründe, die die bisherige 
Rechtsprechung in dieser Hinsicht vorgebracht hat, 
sind hier jedenfalls nicht angebracht. Diese Haftung 
wird auch in manchen Fällen, wie aus den Richtlinien 
Nr. 3 zur Ausführung des SMAD-Befehls Nr. 64/48
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